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Stadt Neustadt an der Weinstraße 
 

Bebauungsplan  
 

„IBAG/Roßlaufstraße-Nord“ im Stadtbezirk Nr. 25 
 

 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Neustadt a. d. Weinstraße und Linden, den 14.08.2015 
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Stellungnahmen mit Anregungen 
 
Deutsche Bahn AG (30.06.2015) 
Deutsche Telekom (16.06.2015) 
Generaldirektion Kulturelles Erbe (02.07.2015) 
Stadtverwaltung Neustadt a. d. Weinstraße, Abt. Bauordnung (24.06.2015) 
Stadtverwaltung Neustadt a. d. Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt 
(16.06.2015)  
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz (21.07.2015) 

Stellungnahmen ohne Anregungen 

 
Amprion GmbH (22.06.2015) 
Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum – Abteilung Landentwicklung (17.06.2015) 
Kreisverwaltung Bad Dürkheim – Gesundheitsamt (22.06.2015) 
Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz (23.06.2015) 
Verband Region Rhein-Neckar (15.07.2015) 
Vermessungs- und Katasteramt (16.06.2015) 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind 
keine Stellungnahmen eingegangen.  
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Deutsche Bahn AG (30.06.2015) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
Der Stadt Neustadt a.d. Weinstraße sind keine Gründe bekannt, warum das 
Vorhaben die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bahnstrecke 
einschränken sollte.  
 
 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Im Hinblick auf die Anforderungen der immissionsverträglichen Nutzungszuordnung 
wurde eine schalltechnische Begutachtung der Planung erstellt. Hier wurde auch 
geprüft, inwieweit bauliche Maßnahmen des Schallschutzes geeignet sind, den 
Schalleintrag aufgrund von Schienenverkehr in das Plangebiet zu reduzieren. Im 
Ergebnis wurde festgestellt, dass ein nennenswerter Dämpfungseffekt durch 
Schallschutzwall/-wand nicht erreicht werden kann. Im Rahmen der 
Abwägungsentscheidung werden daher gegenüber der Schienenverkehrsstrecke 
ausschließlich passive Maßnahmen des Schallschutzes im Bebauungsplan 
festgesetzt. Diesem Vorgehen wurde durch die maßgebliche Fachbehörde im 
Rahmen des Beteiligungsverfahrens zugestimmt.  
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Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Für die Ebene der Bauleitplanung besteht kein weiterführender Handlungsbedarf.  
 
 
 
Zu 4.-9.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Da die vorgebrachten Hinweise lediglich den Vollzug des Bebauungsplanes 
berühren, besteht für die Ebene der Bauleitplanung kein weiterführender 
Handlungsbedarf.  
 
 
 
Zu 10.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Auf die Erörterungen zu 2. wird verwiesen.  
 
 
Zu 11.-12.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Da sie ausschließlich den Vollzug des Bebauungsplanes berühren, besteht für die 
Ebene der Bauleitplanung kein weiterführender Handlungsbedarf.  
 
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Im Bebauungsplan werden an zwei Stellen Fläche für die Niederschlagsversickerung 
ausgewiesen. Diese liegen tlw. im Nahbereich der Grundstücksgrenze angrenzend 
an die Bahntrasse. Ein hinreichender Abstand zur Gleistrasse ist allein bereits 
aufgrund des Höhenunterschiedes des Plangebietes zu den Bahnanlagen 
sichergestellt.  
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Zu 14.: Der Anregung wird auf der nachgeordneten Planungsebene 
entsprochen.  
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Deutsche Telekom (16.06.2015) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Auf die nachfolgend nochmals wiedergegebene Stellungnahme wird verwiesen.  
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Nachrichtlich: Deutsche Telekom (04.09.2014) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Anregung wird entsprochen. 
 
Zu 2: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Da sie den Vollzug des Bebauungsplanes betreffen, besteht für die Ebene der 
Bauleitplanung kein weiterführender Handlungsbedarf.  
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Zu 3: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Da sie den Vollzug des Bebauungsplanes betreffen, besteht für die Ebene der 
Bauleitplanung kein weiterführender Handlungsbedarf.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Entsprechend der Ausweisung im Bebauungsplan kann davon ausgegangen 
werden, dass jedes Baugrundstück direkt an eine öffentliche Verkehrsfläche 
angrenzt und somit hierüber direkt eine Erschließung auch mit 
Telekommunikationsinfrastruktur möglich ist. Demgemäß entfällt die Notwendigkeit 
der Ausweisung von Leitungsrechten.  
Auch wird der parallel zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes zu 
verabschiedende Erschließungsvertrag (städtebaulicher Vertrag) zwischen der Stadt 
Neustadt a.d. Weinstraße und der Grundstückseigentümerin Regelungen enthalten, 
die die Telekommunikationsversorgung im Plangebiet sicherstellen. 
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Generaldirektion Kulturelles Erbe (02.07.2015) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Stellungnahme vom 25.09.2014 wird nachfolgend in die Abwägung eingestellt.  
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Generaldirektion Kulturelles Erbe (25.09.2014) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 0.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.-4.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Sie sind bereits Bestandteil der Begründung und der Plankarte des 
Bebauungsplanes. Weitergehender Handlungsbedarf auf Ebene der Bauleitplanung 
besteht nicht.  
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Zu 5.: Der Anregung wird auch auf den nachgeordneten Planungsebenen 
entsprochen.  
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 



Bebauungsplan „IBAG/Roßlaufstraße-Nord“  -  Abwägung  § 3(2) u. 4(2) BauGB         Seite 13 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stadtverwaltung Neustadt a. d. Weinstraße, Abt. Bauordnung (24.06.2015) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.  
 
Zu 2.: Der Anregung wird entsprochen.  
 
Im Hinblick auf die Normenklarheit der Festsetzungen wird die Überschrift des 2. 
Schaubildes zu den Lärmpegelbereichen um den Begriff Obergeschoss ergänzt. 
Nach Rücksprache mit dem Fachgutachter gelten die Lärmpegelbereiche des Dach-/ 
Staffelgeschosses analog auch für die Obergeschosse.   
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Stadtverwaltung Neustadt a. d. Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt 
(16.06.2015)  
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Stellungnahme vom 02.10.2014 wird nachfolgend erneut in die Abwägung 
eingestellt.  
 
 
Zu 2.: Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.  
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Stadtverwaltung Neustadt a. d. Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt 
(02.10.2014)  
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Das Sanierungskonzept liegt zwischenzeitlich vor und findet die Zustimmung der 
Fachbehörden.  
 
 
Zu 3.: Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.  
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz (21.07.2015) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
Der Stadt Neustadt a.d. Weinstraße ist der Verlauf des verrohrten Bürgergrabens 
nördlich des Geltungsbereich des Bebauungsplanes bekannt. Eine entsprechende 
Aussage ist demgemäß auch Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan.  
Soweit auf die Zulässigkeit von baulichen Anlagen an Gewässern abgestellt wird, 
betrifft dies im vorliegenden Fall ausschließlich das Regenrückhalte- bzw. 
Versickerungsbecken südlich angrenzend an die Roßlaufstraße. Der für die 
Errichtung dieser für die Entwässerung des Plangebietes notwendigen baulichen 
Anlage erforderliche wasserrechtliche Antrag nach § 76 WHG ist bereits über den 
ESN bei der SGD Süd gestellt. Demgemäß wird mit der Genehmigung der 
Entwässerungsplanung auch die wasserrechtliche Genehmigung für die genannte 
bauliche Anlage an oberirdischen Gewässern erteilt.  
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Zu 2.: Die Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
Die Detailabstimmung wurde zwischenzeitlich vorgenommen, so dass der 
Erlaubnisantrag bereits über den ESN bei der SGD Süd gestellt wurde.  
 
Zu 3.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Anforderungen an die Entwässerung der IBAG-Halle sind der Stadt Neustadt a.d. 
Weinstraße sowie dem Eigentümer bekannt. Im Rahmen einer entsprechenden 
Fachplanung wird auch für dieses Gebäude bzw. Grundstück der Nachweis der 
geordneten Entwässerung erbracht. Für die vorliegende Bauleitplanung besteht in 
dieser Hinsicht kein weiterführender Handlungsbedarf.  
 
Zu 4.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Da sich die gemachten Ausführungen zum Bürgergraben auf die Entwässerung der 
IBAG-Halle beziehen, besteht für das vorliegende Planverfahren kein 
weiterführender Handlungsbedarf.  
 
Zu 5.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die Bezeichnung der Becken in der Plankarte des Bebauungsplanes wird von 
Regenrückhaltebecken (RRB) in Regenversickerungsbecken (RVB) abgeändert. Da 
es sich hierbei lediglich um eine redaktionelle Klarstellung von Begrifflichkeiten 
handelt, begründet dieses Vorgehen kein erneutes Beteiligungsverfahren.  
 
 
Zu 6.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Richtig ist, dass im Umfeld des Plangebietes – allerdings in einer mittleren 
Entfernung von 800 Metern Luftlinie – ein Abfallwirtschaftszentrum vorhanden ist, 
welches von der Firma GERST betrieben wird und in welchem Erden umgeschlagen 
werden und Bauschutt aufbereitet wird. Dass daraus erhöhte Staubeinträge in das 
IBAG-Plangebiet resultieren, ist allein deshalb auszuschließen, weil die SGD Süd 
bereits die Staubimmissionssituation in der weit näher angrenzenden Straße 
„Neubachwiesen“ in den letzten Jahren überprüft hat. Relevante 
Grenzwertüberschreitungen wurden nicht festgestellt.  
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Unabhängig von diesem Sachverhalt wurde durch den Fachgutachter bei dem 
Nachweis nach DWA M 153 die Bewertungspunkte für Einflüsse aus der Luft, 
überarbeitet und die Luftverschmutzung auf stark (Typ L4 und Punkte 8) erhöht. 
Auch in diesem Fall wird das anzustrebende Verhältnis von Emissionswert (E) ≤ 
Gewässerpunkten (G) mit E = 9 < G = 10 bei erhöhter Luftverschmutzung 
eingehalten. Demgemäß ist die Funktionsfähigkeit der Versickerungsmulde auch für 
diesen Planfall sichergestellt. Detaillierte Ausführungen zu dieser Thematik sind 
Bestandteil der Fachplanung, die Grundlage des o.g. wasserrechtlichen Erlaubnis-
antrages bildet.  
 
 
Zu 7.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die genannten Flurstücke 3882/32 und 3882/24 befinden sich im Osten des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplanes und werden entsprechend des 
vorgefundenen Bestandes als Mischgebiet ausgewiesen. Die Flächen befinden sich 
in Nutzung und der Stadt Neustadt a.d. Weinstraße sind keine konkreten Absichten 
zur Veränderung der Bebauung bekannt. Da – wie in der Stellungnahme der SGD 
Süd richtig festgestellt – die Entwässerung der genannten Flurstücke vorhanden ist, 
besteht kein Bedarf für eine Berücksichtigung im Entwässerungskonzept für das 
IBAG-Gelände. Sofern es dort zu baulichen Veränderungen kommen sollte, obliegt 
es dem jeweiligen Grundstückseigentümer/ Bauherrn, den Nachweis der geordneten 
Entwässerung für das konkrete Planvorhaben zu erbringen.  
 
 
Zu 8.: Die Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
 
Zu 9.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Abschlussbericht wird zu gegebener Zeit vorgelegt.  
 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Da die Inhalte der genannten Stellungnahmen im Wesentlichen überholt sind und 
diese im Übrigen bereits Gegenstand der kommunalen Abwägung waren, besteht 
vorliegend kein weiterführender Handlungsbedarf.  


